
zen einer Spezialisierung der Juristen dar. Nicht ge­
ringen Anteil haben ihre Anregungen und ihre Mit­
wirkung an der Vervollkommnung der Aus- und Wei­
terbildung von Führungskadern.
Besondere Hervorhebung verdient auch Hilde Benja­
mins Wirken bei der Schaffung neuer Gesetze, das sich 
durch Prinzipienfestigkeit, Zielstrebigkeit, politische 
Klarheit und juristisch-wissenschaftliche Gründlichkeit 
auszeichnet. Diese umfangreiche politisch bedeutsame 
Tätigkeit reicht bis in die Zeit des Beginns unserer 
neuen Ordnung zurück.
Hilde Benjamin gehörte zu jenen, die von Anfang an 
bei der Entwicklung der Grundgedanken und der Kon­
zeption eines neuen, der gesellschaftlichen Rolle der 
Frau in unserer demokratischen Ordnung gerecht wer­
denden Familienrechts mitwirkten. Ihre im Jahre 1949 
erschienenen „Vorschläge zum neuen deutschen Fami­
lienrecht“ und verschiedene Aufsätze in der „Neuen 
Justiz“ legen davon Zeugnis ab. Es ist nicht übertrieben 
zu sagen, daß die Schaffung eines neuen Familienrechts 
für Hilde Benjamin entscheidender Lebensinhalt gewe­
sen ist, und als ihr am 20. Dezember 1965 die Ehre 
zuteil wurde, das Familiengesetzbuch der DDR vor der 
Volkskammer unserer Republik zu begründen, vollen­
dete sich auch eine persönliche Lebensaufgabe.
Als im Jahre 1952 mit der Schaffung der Grundlagen 
des Sozialismus und mit der weiteren Demokratisie­
rung des Aufbaus und der Arbeitsweise der staatlichen 
Organe auch die Schaffung neuer Gesetze zur Vervoll­
kommnung der Rechtspflege auf der Tagesordnung 
stand, wurde Hilde Benjamin — sie war damals Vize­
präsident des Obersten Gerichts — die Leitung einer 
Regierungskcmmission für die Ausarbeitung dieser 
Gesetze übertragen. So entstanden im Jahre 1952 zu­
nächst das neue Gerichtsverfassungsgesetz, die neue 
Strafprozeßordnung und das neue Jugendgerichts­
gesetz. Im Gerichtsverfassungsgesetz wurden insbeson­
dere die Grundsätze für die Mitwirkung der Schöffen 
als mit den Berufsrichtern gleichberechtigte Richter 
verankert und die ersten Prinzipien für das Zusammen­
wirken der Gerichte mit den örtlichen Volksvertretun­
gen und für die engere Verbindung der Gerichte mit 
den Werktätigen ausgearbeitet.
Hilde Benjamin hat alle ihre Kräfte und Fähigkeiten 
eingesetzt, um den Beschlüssen der Partei zur Erneue­
rung und Vervollkommnung der Rechtspflege und zur 
Entwicklung und Festigung der sozialistischen Gesetz­
lichkeit gesetzgeberische Gestalt zu verleihen. Alle, die 
jemals Gelegenheit hatten, mit ihr in Gesetzgebungs­

kommissionen zusammenzuarbeiten, werden sich der 
Umsicht, Zielstrebigkeit und Gründlichkeit, der Viel­
falt und Tiefe der theoretischen Gedanken erinnern, mit 
denen sie diese Arbeit leitete.
In demselben Jahr, in dem der Vorsitzende des Staats­
rates der DDR vor der Volkskammer die Programma­
tische Erklärung abgab und darin die Grundsätze des 
neuen Verhältnisses zwischen Staat und Bürger, die 
sozialistischen Grundrechte und den Innalt sozialisti­
scher Gesetzlichkeit und Gerechtigkeit formulierte, 
wurde eine alte Forderung der Arbeiterklasse in unse­
rer Republik und damit zum ersten Male in Deutsch­
land Wirklichkeit: die Wahl der Richter. An der Aus­
arbeitung des Richterwahlgesetzes und an der Vorbe­
reitung der ersten Richterwahl im Jahre 1960 hatte 
Hilde Benjamin entscheidenden Anteil.
So spannt sich der Bogen ihres gesetzgeberischen Wir­
kens in Theorie und Praxis vom Beginn gesetzgebe­
rischer Arbeit nach 1945 bis zu der auf dem VI. Partei­
tag der Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands be­
schlossenen Aufgabe, „neue Gesetzbücher des Zivil-, 
Straf- Und Familienrechts auszuarbeiten“ und damit 
einen bedeutsamen Beitrag zu einem einheitlichen, so­
zialistischen Rechtssystem zu leisten. Vom Staatsrat 
und vom Ministerrat mit der Leitung der Gesetzge­
bungskommissionen für die Ausarbeitung dieser Ge­
setze beauftragt, nahm Hilde Benjamin sich mit ge­
wohnter Einsatzbereitschaft und Arbeitsfreude, mit der 
ihr eigenen Energie und Begeisterung auch dieser neuen 
Aufgabe an und widmet sich ihrer Lösung.
Mit unserem Glückwunsch zum Ehrentag Hilde Benja­
mins verbinden sich unsere Hochachtung vor einer be­
merkenswerten gesetzgeberischen Tätigkeit und unser 
Dank für die Leitung dieser Arbeit, die gerade gegen­
wärtig maßgebend zur Vervollkommnung unserer 
Rechtsordnung beiträgt: Das neue Familiengesetzbuch 
hat begonnen, in unserer Gesellschaft seine geistig­
moralische und rechtliche Wirkung zu entfalten, die 
Entwürfe eines neuen Strafrechts und Strafprozeß­
rechts liegen zur Diskussion vor, und die Arbeiten an 
einem neuen Zivilrecht und Zivilprozeßrecht gewinnen 
Gestalt
Wir wünschen unserer Genossin Dr. Hilde Benjamin, 
aus deren langjährigem verdienstvollem Wirken hier 
nur zwei charakteristische Seiten hervorgehoben wer­
den konnten, daß sie noch viele Jahre in bester Ge­
sundheit und Schaffenskraft am Werden und Wirken 
unseres sozialistischen Rechts zur Stärkung und Festi­
gung unserer Republik mitwirken möge. H. R.

Dr. FROHMVT MÜLLER, Staatsanwalt beim Generalstaatsanwalt der DDR

Für eine wirksamere Gesetzlichkeitsaufsicht gern. §§ 36 ff. StAG
Wenn im folgenden erläutert wird, wie die Staats­
anwälte die Wirksamkeit der Gesetzlichkeitsaufsicht 
gern. §§ 36 ff. StAG erhöhen können, dann darf nicht 
übersehen werden, daß diese Problematik auch für die­
jenigen Organe von Bedeutung ist, die auf Grund der 
Maßnahmen der Staatsanwälte tätig werden — mehr 
noch: da diese Organe selbst die Maßnahmen festlegen, 
die zur Beseitigung und Verhütung von Gesetzesver­
letzungen erforderlich sind, ist ihre Arbeit letztlich für 
die Wirksamkeit der Maßnahmen der Staatsanwälte 
ausschlaggebend.

Aufsichtsmaßnahmen zur komplexen Bekämpfung 
von Straftaten
Die Gesetzlichkeitsaufsicht gemäß §-? 36 ff. StAG ist 
v o r r a n g i g  als Teil der komplexen Gesetzlichkeits­
aufsicht im Kampf gegen Gesetzesverletzungen im Zu­
sammenhang mit den Ursachen und Bedingungen von
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Straftaten auszuüben1. Das ergibt sich aus der gesetz­
lichen Forderung (§ 2 StAG), einen entschiedenen 
Kampf gegen alle Verbrechen und Vergehen zu führen. 
Für die Bekämpfung anderer Rechtsverletzungen ist den 
Staatsanwälten eine so umfassende Verantwortung 
nicht übertragen.
Das heißt aber nicht, daß die Staatsanwälte nicht auch 
für die Bekämpfung von Gesetzesverletzungen verant­
wortlich sind, die nicht im Zusammenhang mit Straf­
taten stehen. Gegenteilige Ansichten widersprechen 
dem Staatsanwaltschaftsgesetz. Es ist aber nicht die 
Aufgabe der Staatsanwälte, sieh um die Aufklärung 
und Bekämpfung möglichst vieler derartiger Verstöße 
gegen die sozialistische Rechtsordnung auf den viel­
fältigsten Gebieten des gesellschaftlichen Lebens zu

l Vgl. Ebert / Burbott, „Bekämpfung von Gesetzesverletzungen, 
die im Zusammenhang mit Straftaten stehen“, NJ 1964 S. 421 fl.


